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Oberlandesgericht
§ 33. (1) Dem Oberlandesgericht obliegt die Entscheidung

1. über Rechtsmittel und Rechtsbehelfe gegen Entscheidungen des Landesge-
richts als Einzelrichter (§ 31 Abs. 1 und 4),

2. über Berufungen gegen Urteile des Landesgerichts als Geschworenen- oder
Schöffengericht,

3. (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 52/2009)
4. über den Einspruch gegen die Anklageschrift (§ 212),
5. über Kompetenzkonflikte und Delegierungen (§§ 38 und 39) und
6. in Fällen, in denen es auf Grund besonderer Vorschriften zuständig ist.

(2) Der Einzelrichter des Oberlandesgerichts entscheidet über Beschwerden
gegen Entscheidungen über den Pauschalkostenbeitrag gemäß § 196 Abs. 2,
über die Kosten des Strafverfahrens nach dem 18. Hauptstück und über die
Bestimmung der Gebühren der Sachverständigen und Dolmetscher nach dem
GebAG. In den übrigen Fällen entscheidet das Oberlandesgericht durch einen
Senat von drei Richtern.

Oberster Gerichtshof
§ 34. (1) Dem Obersten Gerichtshof obliegt die Entscheidung

1. über Nichtigkeitsbeschwerden und nach Maßgabe der §§ 296, 344, 427
Abs. 3 letzter Satz mit ihnen verbundene Berufungen und über Einsprüche
gegen Urteile des Landesgerichts als Geschworenen- oder Schöffengericht,

2. über Nichtigkeitsbeschwerden zur Wahrung des Gesetzes (§§ 23, 292), au-
ßerordentliche Wiederaufnahmen (§ 362) und Anträge auf Erneuerung
des Verfahrens (§ 363a),

3. über Beschwerden nach § 285b Abs. 2 und über Beschwerden wegen Ver-
letzung des Grundrechtes auf persönliche Freiheit nach dem Grundrechts-
beschwerde-Gesetz, BGBl. Nr. 864/1992,

4. über Verweisungen (§ 334 Abs. 2),
5. über Kompetenzkonflikte und Delegierungen (§§ 38 und 39) und
6. in Fällen, in denen er auf Grund besonderer Vorschriften zuständig ist.

(2) Im Übrigen bleiben die Bestimmungen des Bundesgesetzes über den
Obersten Gerichtshof, BGBl. Nr. 328/1968, unberührt.

Form gerichtlicher Entscheidungen
§ 35. (1) Mit Urteil entscheiden die Gerichte im Haupt- und Rechtsmittel-
verfahren über Schuld, Strafe und privatrechtliche Ansprüche, über ein Ver-
fahrenshindernis oder eine fehlende Prozessvoraussetzung, über die Anord-
nung freiheitsentziehender Maßnahmen, über selbstständige Anträge nach
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§ 441, über die im § 445 genannten vermögensrechtlichen Anordnungen und
über ihre Unzuständigkeit nach den §§ 261 und 488 Z 6. Soweit im Einzelnen
nichts anderes bestimmt wird, sind Urteile nach öffentlicher mündlicher Ver-
handlung zu verkünden und auszufertigen.

(2) Im Übrigen entscheiden die Gerichte mit Beschluss (§ 86), soweit sie nicht
bloß eine auf den Fortgang des Verfahrens oder die Bekanntmachung einer
gerichtlichen Entscheidung gerichtete Verfügung erlassen.

Örtliche Zuständigkeit
§ 36.  (1) Im Ermittlungsverfahren obliegen gerichtliche Entscheidungen
und Beweisaufnahmen dem Landesgericht, an dessen Sitz sich die Staatsan-
waltschaft befindet, die das Verfahren führt.

(2) Im Fall der Abtretung eines Verfahrens hat über offene Anträge, Einsprü-
che und Beschwerden das vor der Abtretung zuständige Gericht zu entschei-
den.

(3) Für das Hauptverfahren ist das Gericht zuständig, in dessen Sprengel die
Straftat ausgeführt wurde oder ausgeführt werden sollte. Liegt dieser Ort im
Ausland oder kann er nicht festgestellt werden, so ist der Ort maßgebend, an
dem der Erfolg eingetreten ist oder eintreten hätte sollen, fehlt es an einem
solchen, der Ort, an dem der Beschuldigte seinen Wohnsitz oder Aufenthalt
hat oder zuletzt hatte, in Ermangelung eines solchen der Ort, an dem er be-
treten wurde. Kann auch dadurch eine örtliche Zuständigkeit nicht be-
stimmt werden, so ist das Gericht zuständig, an dessen Sitz sich die Staatsan-
waltschaft befindet, die Anklage einbringt. Sonderzuständigkeiten bleiben
unberührt.

(4) Ein Gericht bleibt auch dann für das Hauptverfahren örtlich zuständig,
wenn es ein Verfahren gegen einen Angeklagten oder wegen einer Straftat aus-
scheidet, es sei denn, dass ein Gericht mit Sonderzuständigkeit ein Verfahren
wegen einer allgemeinen strafbaren Handlung oder ein Landesgericht eine
Strafsache ausscheidet, für deren Verhandlung und Entscheidung das Bezirks-
gericht zuständig ist.

(5) Wenn sich zum Zeitpunkt der Einbringung der Anklage ein Angeklag-
ter in Untersuchungshaft befindet und die Verhandlung und Entscheidung
der Strafsache dem Bezirksgericht zusteht, ist das Bezirksgericht örtlich
zuständig, an dessen Sitz sich die Staatsanwaltschaft befindet, die nach den
§§ 25 bis 28 für das Ermittlungsverfahren zuständig war. Wird der Ange-
klagte nach diesem Zeitpunkt freigelassen, so ändert dies die Zuständig-
keit nicht.
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Zuständigkeit des Zusammenhangs
§ 37. (1) Im Falle gleichzeitiger Anklage mehrerer beteiligter Personen (§ 12
StGB) oder einer Person wegen mehrerer Straftaten ist das Hauptverfahren
vom selben Gericht gemeinsam zu führen. Gleiches gilt, wenn mehrere Perso-
nen der Begehung strafbarer Handlungen verdächtig sind, die sonst in einem
engen sachlichen Zusammenhang stehen.

(2) Dabei ist unter Gerichten verschiedener Ordnung das höhere, unter Ge-
richten gleicher Ordnung jenes mit Sonderzuständigkeit für alle Verfahren
zuständig, wobei das Gericht, das für einen unmittelbaren Täter zuständig ist,
das Verfahren gegen Beteiligte (§ 12 StGB) an sich zieht. Im Übrigen kommt
das Verfahren im Falle mehrerer Straftaten dem Gericht zu, in dessen Zustän-
digkeit die frühere Straftat fällt. Wenn jedoch für das Ermittlungsverfahren
eine Staatsanwaltschaft bei einem Gericht zuständig war, in dessen Sprengel
auch nur eine der angeklagten strafbaren Handlungen begangen worden sein
soll, so ist dieses Gericht zuständig. Im Fall eines vorläufigen Rücktritts von
der Verfolgung ist Abs. 1 nicht anzuwenden.

(3) Sofern zu dem Zeitpunkt, zu dem die Anklage rechtswirksam wird, ein
Hauptverfahren gegen den Angeklagten anhängig ist, sind die Verfahren zu
verbinden; die Zuständigkeit des Gerichts bestimmt sich auch in diesem Fall
nach den vorstehenden Absätzen.

EB zu Art. 1 Z 4, 8, 29, 30, 31 und 32 StPO-ÄG (§§ 26 Abs. 2, 37 Abs. 2, 204 Abs. 1 
und 3, 205 Abs. 2 und 5 StPO), 181 BlgNR XXV. GP
Siehe bei § 26.

Kompetenzkonflikt
§ 38. Ein Gericht, das sich für unzuständig hält, hat bei ihm eingebrachte
Anträge, Einsprüche und Beschwerden dem zuständigen zu überweisen; § 213
Abs. 6 bleibt unberührt. Bei Gefahr im Verzug hat jedes Gericht innerhalb sei-
ner sachlichen Zuständigkeit vor der Überweisung unaufschiebbare Entschei-
dungen zu treffen und unaufschiebbare Beweisaufnahmen durchzuführen.
Sofern auch das Gericht, dem überwiesen wird, seine Zuständigkeit bezwei-
felt, hat es die Entscheidung des gemeinsam übergeordneten Gerichts zu er-
wirken, gegen die ein Rechtsmittel nicht zusteht.

Delegierung
§ 39. (1) Im Haupt- und Rechtsmittelverfahren kann das Oberlandesgericht
von Amts wegen oder auf Antrag aus Gründen der öffentlichen Sicherheit
oder aus anderen wichtigen Gründen eine Strafsache dem zuständigen Ge-
richt abnehmen und innerhalb seines Sprengels einem anderen Gericht glei-
cher Ordnung delegieren. Ein solcher wichtiger Grund liegt auch dann vor,
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wenn das Verfahren erster Instanz gegen einen Richter desselben oder eines
unterstellten Gerichts oder gegen einen Staatsanwalt einer Staatsanwaltschaft
oder gegen ein Organ der Sicherheitsbehörde oder Sicherheitsdienststelle, in
deren Sprengel oder örtlichem Zuständigkeitsbereich sich das zuständige Ge-
richt befindet, zu führen ist. Über Delegierung an ein anderes Oberlandesge-
richt oder an ein Gericht im Sprengel eines anderen Oberlandesgerichts ent-
scheidet der Oberste Gerichtshof.

(1a) Ein wichtiger Grund im Sinne des Abs. 1 liegt auch in Verfahren vor, die
von der WKStA auf Grund der Bestimmungen der §§ 20a und 20b geführten
werden, wenn die Führung des Hauptverfahrens vor den nach § 32a Gerichts-
organisationsgesetz eingerichteten besonderen Gerichtsabteilungen des Lan-
desgerichts für Strafsachen Wien im Hinblick auf den Umfang des Verfah-
rens, den Haftort der Beschuldigten, den Aufenthalt von Zeugen, Sachverstän-
digen und anderen Beweismitteln oder zur Vermeidung von Verzögerungen
oder Verringerung von Kosten einer wirksamen und zügigen Führung des
Hauptverfahrens in Wirtschafts- und Korruptionsstrafsachen zweckmäßig
wäre. In diesem Fall hat der Oberste Gerichtshof oder das Oberlandesgericht
Wien auf Antrag des Angeklagten oder der WKStA das Verfahren dem zu-
ständigen Gericht abzunehmen und seine Führung den erwähnten besonde-
ren Gerichtsabteilungen des Landesgerichts für Strafsachen Wien zu übertra-
gen, soweit deren Zuständigkeit nicht ohnedies nach § 36 Abs. 3 vorletzter
Satz begründet wäre.

(2) Ein Antrag auf Delegierung steht der Staatsanwaltschaft und dem Beschuldig-
ten zu; das Gericht kann sie anregen. Der Antrag ist bei dem Gericht einzubrin-
gen, das für das Verfahren zuständig ist, und hat eine Begründung zu enthalten.

Vorsitz und Abstimmung in den Senaten
§ 40. (1) Im Geschworenengericht, im Schöffengericht und in allen anderen
Senaten führt ein Richter den Vorsitz. Der Vorsitzende hat Verhandlungen
und Sitzungen sowie Beratungen und Abstimmungen zu leiten. Die Zahl der
Senatsmitglieder darf weder größer noch kleiner sein als sie in den §§ 31 bis 34
festgesetzt ist.

(2) Jeder Abstimmung hat eine Beratung vorauszugehen. Sieht das Gesetz
einen Berichterstatter vor, so stimmt dieser zuerst. Der Vorsitzende stimmt
zuletzt. Die anderen Richter stimmen nach der Dienstzeit bei dem Gericht,
das die Entscheidung trifft, bei gleicher Dienstzeit nach der für die Vorrü-
ckung in höhere Bezüge maßgebenden Dienstzeit, und zwar die älteren vor
den jüngeren. Die Geschworenen und Schöffen geben ihre Stimme in alphabe-
tischer Reihenfolge vor den Richtern ab.

(3) Eine Stimmenthaltung ist außer im Fall des § 42 Abs. 3 nicht zulässig.
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§ 41. (1) Soweit im Einzelnen nichts anderes bestimmt wird, entscheidet das
Gericht mit der Mehrheit der Stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt die für den
Beschuldigten Angeklagten günstigere Meinung. Gegen die Stimme des Vor-
sitzenden des nach § 32 Abs. 1 zuständigen Schöffengerichts kann die Schuld-
frage nicht bejaht und keine für den Angeklagten nachteiligere rechtliche Be-
urteilung der Schuld vorgenommen werden.

(2) Ergibt sich keine Mehrheit, weil mehr als zwei Meinungen vertreten wer-
den, so hat der Vorsitzende durch Teilung der Fragen und neuerliche Umfrage
zu versuchen, eine Mehrheit zu erzielen. Wenn dies nicht gelingt, sind die für
den Beschuldigten Angeklagten nachteiligeren Stimmen den jeweils günstige-
ren solange zuzuzählen, bis sich eine Mehrheit ergibt.

(3) Entstehen unterschiedliche Ansichten darüber, welche von zwei Meinun-
gen für den Beschuldigten Angeklagten die günstigere ist, so ist zunächst dar-
über abzustimmen. Ergibt sich auch dabei keine Mehrheit, so gibt die Stimme
des Vorsitzenden den Ausschlag.

EB zu Art. 1 Z 6, 7, 9 und 46 StPO-ÄG (§ 32 Abs. 1 und Abs. 1a, 41 Abs. 1, 516 
Abs. 10 StPO), 181 BlgNR XXV. GP
Siehe bei § 32.

EB zu Art. 1 Z 9, 10, 26, 27, 36, 37, 38, 40 und 42 StPO-ÄG (§§ 41 Abs. 1 bis 3, 42 
Abs. 2 und 3, 175 Abs. 5, 178 Abs. 3, 266 Abs. 1, 362 Abs. 2, 393 Abs. 1a, 395 
Abs. 5, 451 Abs. 1 und 3 StPO), 181 BlgNR XXV. GP
Dem von Kirchbacher/Rami, WK-StPO Vor §§ 170-189 Rz 4 geäußerten Einwand folgend
sollen nicht nur in den §§ 175 Abs. 5 und 451 Abs. 1, sondern auch in den §§ 41 Abs. 1 bis 3,
42 Abs. 2 und 3, 178 Abs. 3, 266 Abs. 1, 362 Abs. 2, 393 Abs. 1a, 395 Abs. 5 und 451 Abs. 3
zur Klarstellung die Ausdrücke „Beschuldigte“, „Beschuldigter“ und „Beschuldigten“ durch
die Ausdrücke „Angeklagte“, „Angeklagter“ und „Angeklagten“ ersetzt und nunmehr in ih-
rer Bedeutung gemäß der (neugefassten) Legaldefinition des § 48 Abs. 1 Z 3 StPO verwendet
werden.

§ 42. (1) Über die Zuständigkeit des Gerichts, über eine Ergänzung des Ver-
fahrens und andere Vorfragen ist vor der Hauptsache abzustimmen.

(2) In der Hauptsache ist zunächst die Frage der Schuld und deren rechtliche
Beurteilung zu entscheiden. Liegen dem Beschuldigten Angeklagten mehrere
Straftaten zur Last, so muss über jede Tat einzeln abgestimmt werden.

(3) Wer den Beschuldigten Angeklagten auch nur in einem Fall für nicht
schuldig hält, kann sich bei der Beratung über die Strafe der Stimme enthal-
ten. Diese ist der für den Beschuldigten Angeklagten jeweils günstigsten Mei-
nung zuzuzählen.
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EB zu Art. 1 Z 9, 10, 26, 27, 36, 37, 38, 40 und 42 StPO-ÄG (§§ 41 Abs. 1 bis 3, 42 
Abs. 2 und 3, 175 Abs. 5, 178 Abs. 3, 266 Abs. 1, 362 Abs. 2, 393 Abs. 1a, 395 
Abs. 5, 451 Abs. 1 und 3 StPO), 181 BlgNR XXV. GP
Siehe bei § 41.

4. Abschnitt
Ausschließung und Befangenheit
Ausgeschlossenheit von Richtern

§ 43.  (1) Ein Richter ist vom gesamten Verfahren ausgeschlossen, wenn

1. er selbst oder einer seiner Angehörigen (§ 72 StGB) im Verfahren Staatsan-
walt, Privatankläger, Privatbeteiligter, Beschuldigter, Verteidiger oder
Vertreter ist oder war oder durch die Straftat geschädigt worden sein
könnte, wobei die durch Ehe begründete Eigenschaft einer Person als An-
gehörige auch dann aufrecht bleibt, wenn die Ehe nicht mehr besteht,

2. er außerhalb seiner Dienstverrichtungen Zeuge der in Frage stehenden
Handlung gewesen oder in der Sache als Zeuge oder Sachverständiger ver-
nommen worden ist oder vernommen werden soll oder

3. andere Gründe vorliegen, die geeignet sind, seine volle Unvoreingenom-
menheit und Unparteilichkeit in Zweifel zu ziehen.

(2) Ein Richter ist außerdem vom Hauptverfahren ausgeschlossen, wenn er im
Ermittlungsverfahren Beweise aufgenommen hat (§ 104), ein gegen den Be-
schuldigten gerichtetes Zwangsmittel bewilligt, über einen von ihm erhobe-
nen Einspruch oder einen Antrag auf Einstellung entschieden oder an einer
Entscheidung über die Fortführung des Verfahrens oder an einem Urteil mit-
gewirkt hat, das infolge eines Rechtsmittels oder Rechtsbehelfs aufgehoben
wurde.

(3) Ein Richter eines Rechtsmittelgerichts ist überdies ausgeschlossen, wenn er
selbst oder einer seiner Angehörigen im Verfahren als Richter der ersten Ins-
tanz, ein Richter der ersten Instanz, wenn er selbst oder sein Angehöriger als
Richter eines übergeordneten Gerichts tätig gewesen ist.

(4) Ein Richter ist ebenso von der Entscheidung über einen Antrag auf Wie-
deraufnahme oder einen Antrag auf Erneuerung des Strafverfahrens (§ 363a)
und von der Mitwirkung und Entscheidung im erneuerten Verfahren ausge-
schlossen, wenn er im Verfahren bereits als Richter tätig gewesen ist.

Anzeige der Ausgeschlossenheit und Antrag auf Ablehnung
§ 44.  (1) Bei Vorliegen eines Ausschließungsgrundes hat sich ein Richter im
Verfahren bei sonstiger Nichtigkeit aller Handlungen zu enthalten. Unauf-
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schiebbare Handlungen hat er jedoch vorzunehmen, es sei denn, dass er gegen
einen Angehörigen einzuschreiten hätte; in diesem Fall hat er das Verfahren
unverzüglich abzutreten.

(2) Ein Richter, dem ein Ausschließungsgrund bekannt wird, hat diesen so-
gleich dem Vorsteher oder Präsidenten des Gerichts, dem er angehört, der
Vorsteher eines Bezirksgerichts und der Präsident eines Landesgerichts oder
Oberlandesgerichts dem Präsidenten des jeweils übergeordneten Gerichts, der
Präsident des Obersten Gerichtshofs dem Vizepräsidenten des Obersten Ge-
richtshofs (§ 3 Abs. 5 des Bundesgesetzes vom 19. Juni 1968 über den Obers-
ten Gerichtshof) anzuzeigen.

(3) Allen Beteiligten des Verfahrens steht der Antrag auf Ablehnung eines
Richters wegen Ausschließung zu. Er ist bei dem Richter einzubringen, dem
die Ausschließung gemäß Abs. 2 anzuzeigen wäre.

Entscheidung über Ausschließung
§ 45.  (1) Über die Ausschließung hat der Richter zu entscheiden, dem sie
nach § 44 Abs. 2 anzuzeigen ist, über die Ausschließung des Präsidenten, des Vi-
zepräsidenten oder eines Mitglieds des Obersten Gerichtshofs jedoch der Obers-
te Gerichtshof in einem Dreiersenat. Über einen während einer Verhandlung im
Haupt- oder Rechtsmittelverfahren gestellten Antrag auf Ablehnung eines
Richters hat das erkennende Gericht zu entscheiden. Gleiches gilt, wenn der An-
trag unmittelbar vor der Verhandlung gestellt wurde und eine rechtzeitige Ent-
scheidung durch den Vorsteher oder Präsidenten nicht ohne ungebührliche
Verzögerung der Verhandlung möglich ist. Eine Entscheidung in der Verhand-
lung kann längstens bis vor Beginn der Schlussvorträge aufgeschoben werden.
(2) Der Antrag ist als unzulässig zurückzuweisen, wenn er von einer Person
eingebracht wurde, der er nicht zusteht. Im Übrigen ist in der Sache zu ent-
scheiden. Wird auf Ausschließung erkannt, so ist der Richter oder das Gericht
zu bezeichnen, dem die Sache übertragen wird; der ausgeschlossene Richter
hat sich von diesem Zeitpunkt an bei sonstiger Nichtigkeit der Ausübung sei-
nes Amtes zu enthalten.
(3) Gegen einen Beschluss nach Abs. 2 steht ein selbstständiges Rechtsmittel
nicht zu.

Ausschließung von Geschworenen, Schöffen und Protokollführern
§ 46.  Für die Ausschließung und Ablehnung von Geschworenen und Schöf-
fen sind die Bestimmungen über Richter sinngemäß mit der Maßgabe anzu-
wenden, dass über die Ablehnung der Vorsitzende des Geschworenen- oder
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Schöffengerichts zu entscheiden hat. Für Protokollführer gelten die Aus-
schließungsgründe des § 43 Abs. 1; über ihre Ablehnung entscheidet der Rich-
ter oder der Vorsitzende des jeweiligen Senates.

Befangenheit von Kriminalpolizei und 
Staatsanwaltschaft

§ 47.  (1) Jedes Organ der Kriminalpolizei und der Staatsanwaltschaft hat
sich der Ausübung seines Amtes zu enthalten und seine Vertretung zu ver-
anlassen,

1. in Verfahren, in denen es selbst oder einer seiner Angehörigen (§ 72 StGB)
als Beschuldigter, als Privatankläger, als Privatbeteiligter oder als deren
Vertreter am Verfahren beteiligt ist oder war oder durch die Straftat ge-
schädigt worden sein könnte, wobei die durch Ehe begründete Eigenschaft
einer Person als Angehörige auch dann aufrecht bleibt, wenn die Ehe nicht
mehr besteht,

2. in Verfahren, in denen es als Organ der Kriminalpolizei zuvor Richter oder
Staatsanwalt, als Staatsanwalt zuvor Richter oder Organ der Kriminalpoli-
zei gewesen ist,

3. wenn andere Gründe vorliegen, die geeignet sind, seine volle Unvoreinge-
nommenheit und Unparteilichkeit in Zweifel zu ziehen.

(2) Bei Gefahr im Verzug hat, wenn die Vertretung durch ein anderes Organ
nicht sogleich bewirkt werden kann, auch das befangene Organ unaufschieb-
bare Amtshandlungen vorzunehmen, soweit es nicht gegen sich selbst oder ge-
gen einen Angehörigen einzuschreiten hätte.

(3) Über die Befangenheit hat der Leiter der Behörde, der das Organ angehört,
im Fall der Befangenheit des Leiters dieser Behörde der Leiter der übergeord-
neten Behörde im Dienstaufsichtsweg zu entscheiden und das Erforderliche
zu veranlassen.

5. Abschnitt
Rechtsschutzbeauftragter

§ 47a.  (1) Der Bundesminister für Justiz hat zur Wahrnehmung besonderen
Rechtsschutzes nach diesem Bundesgesetz nach Einholung eines gemeinsamen
Vorschlages des Präsidenten des Verfassungsgerichtshofes, des Vorsitzenden
der Volksanwaltschaft und des Präsidenten des Österreichischen Rechtsan-
waltskammertages einen Rechtsschutzbeauftragten sowie die erforderliche An-
zahl von Stellvertretern mit deren Zustimmung für die Dauer von drei Jahren zu
bestellen; Wiederbestellungen sind zulässig. Der Vorschlag hat zumindest dop-
pelt so viele Namen zu enthalten wie Personen zu bestellen sind.
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(2) Der Rechtsschutzbeauftragte und seine Stellvertreter müssen besondere
Kenntnisse und Erfahrungen auf dem Gebiet der Grund- und Freiheitsrechte
aufweisen und mindestens fünf Jahre in einem Beruf tätig gewesen sein, in
dem der Abschluss des Studiums der Rechtswissenschaften Berufsvorausset-
zung ist und dessen Ausübung Erfahrungen im Straf- und Strafverfahrens-
recht mit sich brachte. Richter und Staatsanwälte des Dienststandes, Rechts-
anwälte, die in die Liste der Rechtsanwälte eingetragen sind, und andere Per-
sonen, die vom Amt eines Geschworenen oder Schöffen ausgeschlossen oder
zu diesem nicht zu berufen sind (§§ 2 und 3 des Geschworenen- und Schöffen-
gesetzes 1990), dürfen nicht bestellt werden.

(3) Die Bestellung des Rechtsschutzbeauftragten und seiner Stellvertreter er-
lischt bei Verzicht, im Fall des Todes, mit Ende der Bestellungsdauer oder we-
gen nachträglicher Unvereinbarkeit gemäß Abs. 2; im Fall des Endes der Be-
stellungsdauer jedoch nicht vor der neuerlichen Bestellung eines Rechts-
schutzbeauftragten. In den Fällen des § 43 Abs. 1 hat sich der
Rechtsschutzbeauftragte von dem Zeitpunkt, zu dem ihm der Grund bekannt
geworden ist, des Einschreitens in der Sache zu enthalten.

(4) Der Rechtsschutzbeauftragte ist in Ausübung seines Amtes unabhängig
und an keine Weisungen gebunden. Er unterliegt der Amtsverschwiegenheit.
Seine Stellvertreter haben gleiche Rechte und Pflichten.

(5) Zustellungen an den Rechtsschutzbeauftragten sind im Wege der Ge-
schäftsstelle des Obersten Gerichtshofes vorzunehmen; diese hat auch die
Kanzleigeschäfte des Rechtsschutzbeauftragten wahrzunehmen.

(6) Dem Rechtsschutzbeauftragten gebührt als Entschädigung für die Erfül-
lung seiner Aufgaben nach diesem Bundesgesetz für jede, wenn auch nur be-
gonnene Stunde ein Zehntel der Entschädigung eines Ersatzmitgliedes des
Verfassungsgerichtshofes für einen Sitzungstag (§ 4 Abs. 3 des Verfassungsge-
richtshofgesetzes). Für die Vergütung seiner Reisekosten gelten die Bestim-
mungen der Reisegebührenvorschrift für Bundesbedienstete sinngemäß mit
der Maßgabe, dass sein Wohnsitz als Dienstort gilt und dass ihm die Reisezu-
lage in der Gebührenstufe 3 gebührt. Für die Bemessung der dem Rechts-
schutzbeauftragten zustehenden Gebühren ist der Bundesminister für Justiz
zuständig.

(7) Bis zum 31. März eines jeden Jahres hat der Rechtschutzbeauftragte dem
Bundesminister für Justiz einen Bericht über seine Tätigkeit und seine Wahr-
nehmungen im Rahmen seiner Aufgabenerfüllung (§§ 23 Abs. 1a, 147, 195
Abs. 2a) im vorangegangenen Jahr zu übermitteln.
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3. Hauptstück
Beschuldigter und Verteidiger

1. Abschnitt
Allgemeines
Definitionen

§ 48. (1) Im Sinne dieses Gesetzes ist

1. „Beschuldigter“ jede Person, die auf Grund bestimmter Tatsachen konkret
verdächtig ist, eine strafbare Handlung begangen zu haben, sobald gegen
sie wegen dieses Verdachts ermittelt oder Zwang ausgeübt wird,

2. „Angeklagter“ jeder Beschuldigte, gegen den Anklage eingebracht worden
ist,

3. „Betroffener“ jede Person, die durch Anordnung oder Durchführung von
Zwang in ihren Rechten unmittelbar beeinträchtigt wird,

4. „Verteidiger“ eine zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft, eine sonst ge-
setzlich zur Vertretung im Strafverfahren berechtigte oder eine Person, die
an einer inländischen Universität die Lehrbefugnis für Strafrecht und
Strafprozessrecht erworben hat, sobald sie der Beschuldigte als Rechtsbei-
stand bevollmächtigt hat, und eine Person, die dem Beschuldigten nach
den Bestimmungen dieses Gesetzes als Rechtsbeistand bestellt wurde.

(1) Im Sinne dieses Gesetzes ist

1. „Verdächtiger“ jede Person, gegen die auf Grund eines Anfangsverdachts
(§ 1 Abs. 3) ermittelt wird,

2. „Beschuldigter“ jeder Verdächtige, sobald er auf Grund bestimmter Tat-
sachen konkret verdächtig ist, eine strafbare Handlung begangen zu haben
und zur Aufklärung dieses konkreten Verdachts nach dem 8. oder 9. Haupt-
stück dieses Bundesgesetzes Beweise aufgenommen oder Ermittlungsmaß-
nahmen angeordnet oder durchgeführt werden,

3. „Angeklagter“ jeder Beschuldigte, gegen den Anklage eingebracht worden
ist,

4. „Betroffener“ jede Person, die durch Anordnung oder Durchführung von
Zwang in ihren Rechten unmittelbar beeinträchtigt wird,

5. „Verteidiger“ eine zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft, eine sonst ge-
setzlich zur Vertretung im Strafverfahren berechtigte oder eine Person, die
an einer inländischen Universität die Lehrbefugnis für Strafrecht und
Strafprozessrecht erworben hat, sobald sie der Beschuldigte als Rechtsbei-
stand bevollmächtigt hat, und eine Person, die dem Beschuldigten nach
den Bestimmungen dieses Gesetzes als Rechtsbeistand bestellt wurde.
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(2) Soweit die Bestimmungen dieses Gesetzes auf den Beschuldigten verweisen
und im Einzelnen nichts anderes bestimmt wird, sind sie auch auf Verdächti-
ge, Angeklagte und auf Personen anzuwenden, gegen die ein Verfahren zur
Unterbringung in einer Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher nach § 21
Abs. 1 StGB geführt wird.

EB zu Art. 1 Z 1, 2, 3, 11, 15 und 17 StPO-ÄG (§§ 1 Abs. 2 und 3, 2 Abs. 1, 48 Abs. 1 
und 2, 91 Abs. 2 und 100 Abs. 3a StPO), 181 BlgNR XXV. GP
Siehe bei § 1.
… In § 48 Abs. 1 Z 1 StPO soll die neue Rolle eines „Verdächtigen“ eingeführt werden. Als Ver-
dächtiger soll jede Person erfasst werden, gegen die zur Aufklärung eines Anfangsverdachts er-
mittelt wird. In Abgrenzung dazu soll der Begriff des „Beschuldigten“ nur noch für jene Ver-
dächtigen Anwendung finden, gegen die wegen einer konkreten Verdachtslage formell als Be-
schuldigte ermittelt wird, also gegen die zur Aufklärung dieses konkreten Verdachts nach dem
8. oder 9. Hauptstück dieses Bundesgesetzes Beweise aufgenommen oder Ermittlungsmaßnah-
men angeordnet oder durchgeführt werden; gleich ob dies durch die Kriminalpolizei, die
Staatsanwaltschaft oder das Gericht erfolgt.
Durch die Definition des Anfangsverdachts als Voraussetzung für die Einleitung eines Ermitt-
lungsverfahrens soll die Phase der Ermittlungen bis zur Konkretisierung des Verdachts noch
keine „Beschuldigung“ bedeuten, was auch dadurch unterstrichen wird, dass die Person, gegen
die zur Konkretisierung eines Anfangsverdachts ermittelt wird, nunmehr als „Verdächtiger“
bezeichnet werden soll. Dadurch soll künftig auch gegenüber der Öffentlichkeit ganz deutlich
klargestellt werden, dass erst eine „vage“ Verdachtslage besteht, die weiterer Konkretisierung
bedarf. Durch die Aufnahme des Verdächtigenbegriffs in die Bestimmung des § 48 Abs. 2 StPO
soll ferner gewährleistet werden, dass auch einem Verdächtigen dieselben prozessualen Rechte
wie einem Beschuldigten zukommen. Da es für die Wahrnehmung der prozessualen Rechte
nun nicht mehr auf das Vorhandensein eines konkreten Verdachts ankommt, ist die Rechtspo-
sition des Betroffenen in jenem Stadium der Ermittlungen, in welchem auf Grund eines An-
fangsverdachts im Sinne des nunmehrigen § 1 Abs. 3 StPO Ermittlungen zur Feststellung, ob
dieser als Täter überhaupt konkret in Betracht kommt (beispielsweise Hausbefragungen, Fahr-
zeug- oder Alibiüberprüfungen oder eine Befragung zur Identität), geführt werden, wesentlich
gestärkt (vgl. Pilnacek/Koenig, WK-StPO § 108 Rz 19).
Diese Abgrenzung soll es aber auch ermöglichen, im Fall eines Anfangsverdachts gegen Mit-
glieder allgemeiner Vertretungskörper, die Verdachtslage durch Erkundigungen und andere
nun im § 91 Abs. 2 erwähnten Erhebungen zu konkretisieren, bevor ein allfälliges Ersuchen um
Auslieferung zu prüfen ist. …

Einführungserlass, Geschäftszahl: BMJ-S578.028/0021-IV 3/2014
2. Einführung des Begriffs des Verdächtigen
2.1 Gesetzliche Änderungen – Übersicht
– Einführung der Rolle des Verdächtigen: Verdächtiger ist jede Person gegen die auf Grund

eines Anfangsverdachts (vgl. Pkt. 1.) ermittelt wird (§ 48 Abs. 1 Z 1 StPO).
– Abgrenzung zwischen Verdächtigen und Beschuldigten: Das Ermittlungsverfahren ist

solange gegen unbekannte Täter oder die verdächtige Person zu führen, als nicht eine Per-
son auf Grund bestimmter Tatsachen konkret verdächtig ist, eine strafbare Handlung be-
gangen zu haben (§ 48 Abs. 1 Z 2 StPO), danach wird es als Ermittlungsverfahren gegen
diese Person als Beschuldigten geführt (§ 1 Abs. 2 zweiter Halbsatz Satz).
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– Grundsätzliche Anwendbarkeit aller Bestimmungen der StPO, die auf den Beschuldigten
verweisen, auch auf den Verdächtigen (§ 48 Abs. 2 StPO).

2.2 Ergänzende Bemerkungen
2.2.1 Abgrenzung des Verdächtigen vom Beschuldigten
Aus der Definition des Beschuldigten in § 48 Abs. 1 Z 2 StPO ergibt sich, dass nicht jede Person,
gegen die durch eine Beweisaufnahmen oder Ermittlungsmaßnahme nach dem 8. oder 9. Haupt-
stück durchgeführt wird, bereits automatisch als Beschuldigter zu qualifizieren ist, sondern ein
„konkreter Verdacht aufgrund bestimmter Tatsachen“ gegen diese Person hinzutreten muss.
Wird gegen eine Person dagegen „nur“ aufgrund eines Anfangsverdachts ermittelt – besteht
sohin also (noch) keine konkrete Verdachtslage aufgrund bestimmter Tatsachen gegen diese
Person – so ist das Ermittlungsverfahren gegen diese Person als Verdächtigen zu führen.
Soweit die Bestimmungen der StPO auf den Beschuldigten verweisen und im Einzelnen nichts
anderes bestimmt wird, sind sie auch auf den Verdächtigen anzuwenden (§ 48 Abs. 2 StPO).
Das bedeutet einerseits, dass der Verdächtige dieselben strafprozessualen Rechte wie der Be-
schuldigte hat. Andererseits hat dies auch zur Folge, dass grundsätzlich auch gegen Verdächti-
ge Ermittlungsmaßnahmen nach dem 8. und 9. Hauptstück (§§ 109 bis 189 StPO) zulässig sind.
2.2.2 Ermittlungsmaßnahmen gegen Verdächtige
Aus den vorstehenden Ausführungen im Zusammenhang mit dem Begriff „ermitteln“ in § 48
Abs. 1 Z 1 StPO folgt: Ermittlungsmaßnahmen des 8. und 9. Hauptstücks können grund-
sätzlich auch gegen Personen angeordnet und durchgeführt werden, wenn und solange
diese (lediglich) Verdächtige sind.
Ausnahmen bestehen jedoch, wenn
– die StPO für die jeweilige Ermittlungsmaßnahme Kriterien normiert, die dem Verdächti-

genbegriff entgegenstehen (z.B. wird beim Erfordernis eines dringenden Tatverdachts
mehr als ein Anfangsverdacht gegen die Person vorliegen müssen, sodass diese Ermitt-
lungsmaßnahmen nur gegen Beschuldigte und nicht gegen Verdächtige eingesetzt werden
können);

– die Ermittlungsmaßnahme aufgrund ihrer Eingriffsintensität infolge der beim Verdächti-
gen im Vergleich zum Beschuldigten strengeren Verhältnismäßigkeitsprüfung (Verweis
auf den „Grad des Verdachts“ in § 5 Abs. 1 StPO) als nicht verhältnismäßig anzusehen ist.

Entsprechend diesen Überlegungen sind bei Verdächtigen die Ermittlungsmaßnahmen des 8.
und 9. Hauptstücks der StPO mit folgenden Ausnahmen grundsätzlich zulässig:

Unzulässige Ermittlungsmaß-
nahme

§§ StPO Begründung

Qualifizierte Observation § 130 Abs. 3 Konkreter Tatverdacht („be-
stimmte Tatsachen“) erforder-
lich

Systematische verdeckte Er-
mittlung

§ 131 Abs. 2 Verhältnismäßigkeitserwägun-
gen

Beschlagnahme von Briefen § 135 Abs. 1 Verhältnismäßigkeitserwägun-
gen

Auskunft über Daten einer 
Nachrichtenübermittlung

§ 135 Abs. 2 Z 1, Z 4 Jeweils dringender Tatverdacht 
erforderlich

Überwachung von Nachrichten § 135 Abs. 3 Z 1, Z 3 
lit a, Z 3 lit b, Z 4 

Jeweils dringender Tatverdacht 
erforderlich
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Insbesondere zulässig (und im Lichte des Umgehungsverbots des § 152 Abs. 1 StPO auch gebo-
ten) ist die förmliche Vernehmung des Verdächtigen gemäß §§ 164, 165 StPO. Angesichts
der gemäß § 48 Abs. 2 StPO im vollen Umfang auf Verdächtige anwendbaren Beschuldigten-
rechte (und den daher gleichen Belehrungen) ist es nicht erforderlich, das Protokoll zu unter-
brechen, sollte sich während der Vernehmung eines Verdächtigen ein konkreter Tatverdacht
gegen diesen ergeben (z.B. aufgrund eines Geständnisses).
Insgesamt ergibt sich folgende Übersicht:

2.2.3 Beendigung des Ermittlungsverfahrens gegen Verdächtige
Während das Ermittlungsverfahren grundsätzlich durch Einstellung, vorläufigen Rücktritt von
der Verfolgung oder Einbringen der Anklage endet, steht bei Verdächtigen nur die Erledi-
gungsform der Einstellung des Ermittlungsverfahrens nach den §§ 190ff StPO offen.
Eine (materielle) Qualifikation einer Person als Verdächtigen, d.h. das Bestehen einer zwar (va-
gen) Verdachtslage, aber keines konkreten Tatverdachts, der die Person zum Beschuldigten
machen würde, schließt die an den vorläufigen Rücktritt einerseits und das Einbringen der
Anklage andererseits gestellten Voraussetzungen aus:
– Ein Rücktritt von der Verfolgung (Diversion) nach §§ 198ff StPO setzt gemäß § 198 Abs. 1

StPO einen hinreichend geklärten Sachverhalt voraus, auf Grund dessen feststeht, dass eine
Einstellung des Verfahrens nach den §§ 190 bis 192 StPO nicht in Betracht kommt. Dieses
Kriterium wird vom überwiegenden Schrifttum als hohe Verurteilungswahrscheinlichkeit

Optische und akustische Über-
wachung von Personen

§ 136 Abs. 1 Z 1, Z 3 
lit a, Z 3 lit b

Jeweils dringender Tatverdacht 
erforderlich

Ausschreibung zur Festnahme § 168 Abs. 2 Verhältnismäßigkeits-
erwägungen

Festnahme § 170 Verhältnismäßigkeits-
erwägungen

Untersuchungshaft § 173 Dringender Tatverdacht 
erforderlich

Grad des Tatverdachts Status Zulässige Erkundigungen/
Ermittlungen

Anzeige aus der sich kein 
(hinreichender) Anfangsver-
dacht ergibt 

–> „Angezeigter“ (we-
der Verdächtiger noch 
Beschuldigter iSd StPO)

Erkundigungen zur Abklärung, ob 
ein Anfangsverdacht (§ 1 Abs. 3 
StPO) vorliegt

Anfangsverdacht –> Verdächtiger Ermittlungsmaßnahmen des 8. und 
9. Hauptstücks der StPO, sofern 
nicht ein konkreter (oder dringen-
der) Tatverdacht erforderlich ist, 
oder Verhältnismäßigkeitserwä-
gungen entgegenstehen

Konkreter Tatverdacht auf 
Grund bestimmter Tatsachen

–> Beschuldiger Sämtliche Ermittlungsmaßnah-
men des 8. und 9. Hauptstücks der 
StPO

Unzulässige Ermittlungsmaß-
nahme

§§ StPO Begründung
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verstanden (vgl. Schroll in WK-StPO § 198 Rz 3 mit zahlreichen weiteren Nachweisen).
Eine entsprechende hohe Verurteilungswahrscheinlichkeit ist aber ohne konkreten Tatver-
dacht iSd § 48 Z 2 StPO nicht denkbar, weshalb ein diversionelles Vorgehen gegen einen
Verdächtigen nicht in Betracht kommt.

– Wenngleich im Zeitpunkt des Einbringens der Anklage für den Tatverdacht keine Dring-
lichkeit gefordert wird, ergibt sich schon aus der Voraussetzung des ausreichend geklärten
Sachverhalts, auf Grund dessen kein Grund für eine Einstellung des Verfahrens oder den
Rücktritt von der Verfolgung (Diversion) vorliegt (§ 210 Abs. 1 StPO), dass ein konkreter
Tatverdacht und damit eine Beschuldigtenstellung gegeben sein muss.

2. Abschnitt
Der Beschuldigte

Rechte des Beschuldigten
§ 49. Der Beschuldigte hat insbesondere das Recht,

1. vom Gegenstand des gegen ihn bestehenden Verdachts sowie über seine
wesentlichen Rechte im Verfahren informiert zu werden (§ 50),

2. einen Verteidiger zu wählen (§ 58) und einen Verfahrenshilfeverteidiger
zu erhalten (§§ 61 und 62),

3. Akteneinsicht zu nehmen (§§ 51 bis 53),
4. sich zum Vorwurf zu äußern oder nicht auszusagen sowie nach Maßgabe

der §§ 58, 59 Abs. 1 und 164 Abs. 1 mit einem Verteidiger Kontakt aufzu-
nehmen und sich mit ihm zu besprechen,

5. gemäß § 164 Abs. 2 einen Verteidiger seiner Vernehmung beizuziehen,
6. die Aufnahme von Beweisen zu beantragen (§ 55),
7. Einspruch wegen der Verletzung eines subjektiven Rechts zu erheben

(§ 106),
8. Beschwerde gegen die gerichtliche Bewilligung von Zwangsmitteln zu er-

heben (§ 87),
9. die Einstellung des Ermittlungsverfahrens zu beantragen (§ 108),
10.an der Hauptverhandlung, an einer kontradiktorischen Vernehmung von

Zeugen und Mitbeschuldigten (§ 165 Abs. 2) und an einer Tatrekonstrukti-
on (§ 150) teilzunehmen,

11.Rechtsmittel und Rechtsbehelfe zu erheben,
12.Übersetzungshilfe zu erhalten (§ 56).

Rechtsbelehrung
§ 50. (1) Jeder Beschuldigte ist durch die Kriminalpolizei oder die Staatsan-
waltschaft sobald wie möglich über das gegen ihn geführte Ermittlungsverfah-
ren und den gegen ihn bestehenden Tatverdacht sowie über seine wesentlichen
Rechte im Verfahren (§§ 49, 164 Abs. 1) zu informieren. Sobald die dem Er-
mittlungsverfahren zu Grunde liegenden Tatsachen an sich oder in Verbin-
dung mit neu hervorgetretenen Umständen den Verdacht der Begehung einer
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anderen oder einer weiteren strafbaren Handlung begründen, ist der Beschul-
digte auch über diese geänderten Gesichtspunkte des gegen ihn bestehenden
Tatverdachts zu informieren. Dies darf nur so lange unterbleiben als besonde-
re Umstände befürchten lassen, dass ansonsten der Zweck der Ermittlungen
gefährdet wäre, insbesondere weil Ermittlungen oder Beweisaufnahmen
durchzuführen sind, deren Erfolg voraussetzt, dass der Beschuldigte keine
Kenntnis von den gegen ihn geführten Ermittlungen hat.

(2) Die Rechtsbelehrung ist in einer Sprache, die der Beschuldigte versteht,
und in einer verständlichen Art und Weise zu erteilen, wobei besondere per-
sönliche Bedürfnisse zu berücksichtigen sind.

(3) Der Umstand der erteilten oder ergänzten Belehrung des Beschuldigten ist
schriftlich festzuhalten (§§ 95 und 96).

Akteneinsicht
§ 51. (1) Der Beschuldigte ist berechtigt, in die der Kriminalpolizei, der
Staatsanwaltschaft und dem Gericht vorliegenden Ergebnisse des Ermitt-
lungs- und des Hauptverfahrens Einsicht zu nehmen. Das Recht auf Aktenein-
sicht berechtigt auch dazu, Beweisgegenstände in Augenschein zu nehmen, so-
weit dies ohne Nachteil für die Ermittlungen möglich ist.

(2) Soweit die im § 162 angeführte Gefahr besteht, ist es zulässig, personenbe-
zogene Daten und andere Umstände, die Rückschlüsse auf die Identität oder
die höchstpersönlichen Lebensumstände der gefährdeten Person zulassen,
von der Akteneinsicht auszunehmen und Kopien auszufolgen, in denen diese
Umstände unkenntlich gemacht wurden. Im Übrigen darf Akteneinsicht nur
vor Beendigung des Ermittlungsverfahrens und nur insoweit beschränkt wer-
den, als besondere Umstände befürchten lassen, dass durch eine sofortige
Kenntnisnahme von bestimmten Aktenstücken der Zweck der Ermittlungen
gefährdet wäre. Befindet sich der Beschuldigte jedoch in Haft, so ist eine Be-
schränkung der Akteneinsicht hinsichtlich solcher Aktenstücke, die für die
Beurteilung des Tatverdachts oder der Haftgründe von Bedeutung sein kön-
nen, ab Verhängung der Untersuchungshaft unzulässig.

(3) Einfache Auskünfte können auch mündlich erteilt werden. Hiefür gelten
die Bestimmungen über Akteneinsicht sinngemäß.

§ 52. (1) Soweit dem Beschuldigten Akteneinsicht zusteht, sind ihm auf An-
trag und gegen Gebühr Kopien (Ablichtungen oder andere Wiedergaben des
Akteninhalts) auszufolgen oder ist ihm nach Maßgabe der technischen Mög-
lichkeiten zu gestatten, Kopien selbst herzustellen, sofern dieses Recht nicht
durch einen Verteidiger ausgeübt wird (§ 57 Abs. 2). Ton- oder Bildaufnah-
men, deren Besitz allgemein verboten ist, oder die Inhalte betreffen, die ge-
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mäß § 51 Abs. 2 erster Satz der Akteneinsicht nicht unterliegen, sind davon
ausgenommen; betrifft deren Inhalt schutzwürdige Geheimhaltungsinteres-
sen anderer Beteiligter des Verfahrens oder Dritter, so ist dem Beschuldigten
die Pflicht zur Geheimhaltung dieser Aufnahmen aufzuerlegen (§ 301 Abs. 2
StGB). Sofern dies zur Gewährleistung der Datensicherheit erforderlich ist,
sind dem Beschuldigten die Kopien auf von den Strafverfolgungsbehörden
zur Verfügung gestellten Datenträgern gegen den Ersatz deren Anschaffungs-
kosten zu übergeben.

(2) In folgenden Fällen hat der Beschuldigte keine Gebühren nach Abs. 1 zu
entrichten:

1. wenn und so lange ihm Verfahrenshilfe bewilligt wurde,
2. wenn er sich in Haft befindet, bis zur ersten Haftverhandlung oder zur frü-

her stattfindenden Hauptverhandlung hinsichtlich aller Aktenstücke, die
für die Beurteilung des Tatverdachts oder der Haftgründe von Bedeutung
sein können,

3. für Befunde und Gutachten von Sachverständigen, Behörden, Dienststel-
len und Anstalten.

(3) Dem Verfahrenshilfeverteidiger sind unverzüglich Kopien des Aktes von
Amts wegen, im Haftfall durch das Gericht zuzustellen. Gleiches gilt für die
Fälle des Abs. 2 Z 2 und 3. Der Verteidiger des in Haft befindlichen Beschul-
digten kann beantragen, dass ihm durch die Staatsanwaltschaft Kopien der in
Abs. 2 Z 2 und 3 angeführten Aktenstücke auch in weiterer Folge von Amts
wegen übermittelt werden.

Verfahren bei Akteneinsicht
§ 53. (1) Einsicht in den jeweiligen Akt kann im Ermittlungsverfahren bei
der Staatsanwaltschaft und bis zur Erstattung des Abschlussberichts (§ 100
Abs. 2 Z 4) auch bei der Kriminalpolizei begehrt werden, im Hauptverfahren
bei Gericht. Solange der Beschuldigte in Untersuchungshaft angehalten wird,
hat ihm auf Antrag auch das Gericht Akteneinsicht in die im § 52 Abs. 2 Z 2
angeführten Aktenstücke zu gewähren.

(2) Soweit Akteneinsicht zusteht, ist sie grundsätzlich während der Amtsstun-
den in den jeweiligen Amtsräumen zu ermöglichen. Im Rahmen der techni-
schen Möglichkeiten kann sie auch über Bildschirm oder im Wege elektroni-
scher Datenübertragung gewährt werden.

Verbot der Veröffentlichung
§ 54. Der Beschuldigte und sein Verteidiger sind berechtigt, Informationen,
die sie im Verfahren in nicht öffentlicher Verhandlung oder im Zuge einer
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nicht öffentlichen Beweisaufnahme oder durch Akteneinsicht erlangt haben,
im Interesse der Verteidigung und anderer überwiegender Interessen zu ver-
werten. Es ist ihnen jedoch untersagt, solche Informationen, soweit sie perso-
nenbezogene Daten anderer Beteiligter des Verfahrens oder Dritter enthalten
und nicht in öffentlicher Verhandlung vorgekommen sind oder sonst öffent-
lich bekannt wurden, in einem Medienwerk oder sonst auf eine Weise zu ver-
öffentlichen, dass die Mitteilung einer breiten Öffentlichkeit zugänglich wird,
wenn dadurch schutzwürdige Geheimhaltungsinteressen (§§ 1 Abs. 1, 8 und 9
DSG 2000) anderer Beteiligter des Verfahrens oder Dritter, die gegenüber
dem öffentlichen Informationsinteresse überwiegen, verletzt würden.

Beweisanträge
§ 55.  (1) Der Beschuldigte ist berechtigt, die Aufnahme von Beweisen zu be-
antragen. Im Antrag sind Beweisthema, Beweismittel und jene Informatio-
nen, die für die Durchführung der Beweisaufnahme erforderlich sind, zu be-
zeichnen. Soweit dies nicht offensichtlich ist, ist zu begründen, weswegen das
Beweismittel geeignet sein könnte, das Beweisthema zu klären.

(2) Unzulässige, unverwertbare und unmögliche Beweise sind nicht aufzuneh-
men. Im Übrigen darf eine Beweisaufnahme auf Antrag des Beschuldigten nur
unterbleiben, wenn

1. das Beweisthema offenkundig oder für die Beurteilung des Tatverdachts
ohne Bedeutung ist,

2. das beantragte Beweismittel nicht geeignet ist, eine erhebliche Tatsache zu
beweisen, oder

3. das Beweisthema als erwiesen gelten kann.

(3) Im Ermittlungsverfahren kann die Aufnahme eines Beweises der Haupt-
verhandlung vorbehalten werden. Dies ist unzulässig, wenn das Ergebnis der
Beweisaufnahme geeignet sein kann, den Tatverdacht unmittelbar zu beseiti-
gen, oder die Gefahr des Verlustes des Beweises einer erheblichen Tatsache be-
steht.

(4) Die Kriminalpolizei hat im Ermittlungsverfahren den beantragten Beweis
aufzunehmen oder den Antrag mit Anlassbericht (§ 100 Abs. 2 Z 2) der Staats-
anwaltschaft vorzulegen. Die Staatsanwaltschaft hat ihrerseits die Beweisauf-
nahme zu veranlassen oder den Beschuldigten zu verständigen, aus welchen
Gründen sie unterbleibt.

Übersetzungshilfe
§ 56. (1) Ein Beschuldigter, der die Verfahrenssprache nicht spricht oder
versteht, hat das Recht auf Dolmetschleistungen (Abs. 2). Soweit dies zur
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Wahrung der Verteidigungsrechte und eines fairen Verfahrens erforderlich
ist, hat der Beschuldigte darüber hinaus das Recht auf schriftliche Überset-
zung der wesentlichen Aktenstücke (Abs. 3), die innerhalb einer angemessen
festzusetzenden Frist vorzunehmen ist. Für das Verfahren zur Geltendmach-
ung dieses Rechts gilt § 53 Abs. 1 erster Satz sinngemäß.

(2) Dolmetschleistungen sind mündlich zu erbringen und insbesondere für
Beweisaufnahmen, an denen der Beschuldigte teilnimmt, für Verhandlungen
und auf Verlangen auch für den Kontakt des Beschuldigten mit seinem Vertei-
diger, sofern dieser Kontakt in einem unmittelbaren Zusammenhang mit
einer Beweisaufnahme, einer Verhandlung, der Erhebung eines Rechtsmittels
oder einem sonstigen Antrag steht, zu gewährleisten. Wenn Dolmetschleis-
tungen für die Sprache, die der Beschuldigte spricht oder versteht, am Ort der
Vernehmung nicht binnen angemessener Zeit zur Verfügung gestellt werden
können, so kann die Dolmetschleistung unter Verwendung technischer Ein-
richtungen zur Wort- und Bildübertragung erbracht werden, es sei denn, die
persönliche Anwesenheit des Dolmetschers ist für die Gewährleistung eines
fairen Verfahrens erforderlich.

(3) Wesentliche Aktenstücke sind die Anordnung und gerichtliche Bewilli-
gung der Festnahme, im Falle des § 171 Abs. 2 die schriftliche Begründung der
Kriminalpolizei, der Beschluss auf Verhängung oder Fortsetzung der Unter-
suchungshaft, die Anklage sowie die Ausfertigung des noch nicht rechtskräfti-
gen Urteils. Diese Aktenstücke sind, soweit nicht nach Abs. 5 oder 6 vorgegan-
gen wird, im Fall des § 171 Abs. 2 durch die Kriminalpolizei, im Übrigen je-
doch durch die Staatsanwalt oder im Fall der Verhängung oder Fortsetzung
der Untersuchungshaft und im Hauptverfahren (§ 210 Abs. 2) durch das Ge-
richt schriftlich übersetzen zu lassen.

(4) Auf Verlangen des Beschuldigten sind ihm weitere konkret zu bezeichnen-
de Aktenstücke schriftlich zu übersetzen, soweit die Erforderlichkeit einer
Übersetzung im Sinne des Abs. 1 begründet wird oder offenkundig ist. Die
Übersetzung der wesentlichen Aktenstücke (Abs. 3 und 4) kann auf jenen Teil
des zu übersetzenden Aktenstückes beschränkt werden, der dafür maßgeblich
ist, dass der Beschuldigte weiß, was ihm zur Last gelegt wird.

(5) Die schriftliche Übersetzung darf durch mündliche Übersetzung oder,
wenn der Beschuldigte durch einen Verteidiger vertreten ist, durch mündliche
Zusammenfassung ersetzt werden, soweit eine solche mündliche Übersetzung
oder mündliche Zusammenfassung einem fairen Verfahren nicht entgegen-
steht.

(6) Ein Verzicht des Beschuldigten auf schriftliche Übersetzung ist nur zuläs-
sig, wenn er zuvor über sein Recht und die Folgen des Verzichts belehrt wurde.
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Belehrung und Verzicht sind schriftlich festzuhalten (§§ 95 und 96). Für den
Verzicht eines festgenommenen Beschuldigten gilt § 57 Abs. 2 letzter Satz.

(7) Ist der Beschuldigte gehörlos oder stumm, so ist ein Dolmetscher für die
Gebärdensprache beizuziehen, sofern sich der Beschuldigte in dieser verstän-
digen kann. Andernfalls ist zu versuchen, mit dem Beschuldigten schriftlich
oder auf andere geeignete Art, in der sich der Beschuldigte verständlich ma-
chen kann, zu verkehren.

3. Abschnitt
Der Verteidiger

Rechte des Verteidigers
§ 57.  (1) Der Verteidiger steht dem Beschuldigten beratend und unterstüt-
zend zur Seite. Er ist berechtigt und verpflichtet, jedes Verteidigungsmittel zu
gebrauchen und alles, was der Verteidigung des Beschuldigten dient, unum-
wunden vorzubringen, soweit dies dem Gesetz, seinem Auftrag und seinem
Gewissen nicht widerspricht.

(2) Der Verteidiger übt, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist,
die Verfahrensrechte aus, die dem Beschuldigten zustehen. Der Beschuldigte
kann aber immer selbst Erklärungen abgeben; im Fall einander widerspre-
chender Erklärungen gilt seine. Ein Verzicht auf Rechtsmittel gegen das Ur-
teil, den der Beschuldigte nicht im Beisein seines Verteidigers und nach Bera-
tung mit diesem abgibt, ist jedoch ohne Wirkung.

Bevollmächtigung des Verteidigers
§ 58.  (1) Der Beschuldigte hat das Recht, mit einem Verteidiger Kontakt
aufzunehmen, ihn zu bevollmächtigen und sich mit ihm zu besprechen.

(2) Die Vollmacht des Verteidigers ist schriftlich oder, wenn der Beschuldigte
anwesend ist, durch dessen mündliche Erklärung nachzuweisen. In Abwesen-
heit des Beschuldigten kann sich der Verteidiger auch auf eine ihm erteilte
Vollmacht berufen. Zur Vornahme einzelner Prozesshandlungen bedarf der
Verteidiger keiner besonderen Vollmacht.

(3) Der Beschuldigte kann die Verteidigung vom gewählten Verteidiger jeder-
zeit auf einen anderen übertragen, doch darf das Verfahren durch diesen
Wechsel nicht unangemessen verzögert werden. Wenn der Beschuldigte meh-
rere Verteidiger bevollmächtigt, wird das Fragerecht und das Recht vorzutra-
gen dadurch nicht erweitert. In diesem Fall gelten Zustellungen an ihn als be-
wirkt, sobald auch nur einem der Verteidiger zugestellt wurde.
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